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Am 30 . Dezember verbreitete ſich in Karlsruhe die Nachricht ,
daß Prinz Friedrich , der am 18 . Dezember eine Reiſe nach Ol —

mütz angetreten hatte , um im Auftrage des Großherzogs den Kaiſer
Franz Joſef von Sſterreich zu ſeiner Thronbeſteigung zu beglück—
wünſchen , in Geſellſchaft des Fürſten von Fürſtenberg , mit dem er

unterwegs zuſammengetroffen , ernſter Gefahr durch einen Zuſammen —
ſtoß des von ihm benutzten Perſonenzuges mit einem Güterzuge aus —

geſetzt geweſen ſei. Zwei Perſonen waren getötet , mehrere verwundet

worden . Der Prinz , der Fürſt und ihre Begleitung waren glücklicher —
weiſe unverſehrt geblieben . Eine Beglückwünſchungsadreſſe bedeckte

ſich mit Unterſchriften und wurde am 5. Januar 1849 dem Groß —

herzog überreicht .
Am Nachmittag des 31 . Dezember verſammelten ſich ſämtliche

Banner der Feuerwehr zu einer allgemeinen Inſpektion auf dem

Marktplatz und marſchierten von da , von einer zahlloſen Menge von

Zuſchauern begleitet , auf den Schloßplatz , wo ſie am Schloſſe vor —

überzogen und den höchſten Herrſchaften , die auf dem Balkon ſtanden ,

Neujahrsgrüße zuriefen .
So endete das bewegte Jahr mit einem harmoniſchen Akkord

und ohne einen Anklang an die Ereigniſſe , welche das neue Jahr
1849 bringen ſollte .

Vor dem Sturme .

Man ſollte meinen , die Erfahrungen , die man in Baden bei

den Aufſtänden im April und im September gemacht hatte , wären

dazu angethan geweſen , der Regierung und der ihr ergebenen Mehr⸗
heit der Kammer zum Bewußtſein zu bringen , daß mit den Elementen ,

die jene Aufſtände angeſtiftet hatten , kein Paktieren möglich ſei, daß
ihnen gegenüber nur das entſchiedenſte Auftreten die Aufrechterhaltung
von Ruhe und Ordnung im Lande möglich machen könne . Statt

deſſen fuhren Miniſterium und Kammermehrheit fort , ſo nachgiebig

gegen die Forderung der Demokratie , als ob in Baden nie eine

revolutionäre Auflehnung gegen den geſetzlichen Beſtand des Staates

ſtattgefunden hätte , die Verwaltung und die Rechtspflege umzugeſtalten
und die Stützen einer zielbewußten und kräftigen Regierung immer

mehr jedes feſten Haltes zu berauben . Die ſchweren Schäden , welche
die beiden Aufſtände dem Wohlſtande des Volkes zugefügt hatten ,



2

ſuchte man durch eine übertriebene Sparſamkeit und durch Über —

bürdung der Bevölkerungskreiſe , welche die natürlichen Bundesgenoſſen
einer geordneten Regierung ſind , mit Steuern zu heilen . In der

deutſchen Frage hielt die Regierung und die Mehrheit der Kammer

unentwegt an den Beſchlüſſen der deutſchen Nationalverſammlung
feſt , von denen man eine allmähliche Beſſerung der politiſchen Ver —

hältniſſe erwartete .

Die Kreiſe der Reſidenzſtadt , in welchen man der Regierung

ſympathiſch gegenüber ſtand , waren von deren Haltung auf dem

Gebiete der nationalen Bewegung eben ſo befriedigt als ſie
im übrigen nicht ohne Sorge der weiteren Geſtaltung der Dinge im

Innern des Landes entgegenſahen .

Auf die von dem badiſchen Geſandten bei der Centralgewalt

abgegebene Erklärung des Großherzogs , daß er ſich dem künftigen

Reichsoberhaupte unterordnen werde , beſchloß der Karlsruher
Vaterländiſche Verein , in voller Anerkennung dieſer erſten

feſten Stellungnahme eines deutſchen Fürſten ſich der „Offenen Erklär —

ung “ des Neuen Vaterländiſchen Vereines in Mannheim anzuſchließen ,

welcher von dieſer „deutſchen That “ erhoffte , daß ſie die anderen

deutſchen Fürſten zur Nachfolge veranlaſſen und damit den Anfang
einer neuen ſchöneren „Zeit bezeichnen “ werde . Und mit Genug —

thuung las man in Karlsruhe die Worte warmer Anerkennung und

freudiger Zuſtimmung , mit welchen der Miniſterpräſident von Gagern
die Erklärung des badiſchen Bevollmächtigten beantwortete .

Nicht minder war die konſtitutionell - monarchiſche Partei durch
die im Regierungsblatt vom 18 . Januar erfolgte Verkündung der

deutſchen Grundrechte auf das Freudigſte berührt . In der

Preſſe wurde eine einfache äußere Feier dieſes Ereigniſſes angeregt ,

und noch lebhafter begrüßte man die Geſetzentwürfe , welche die

Regierung zum Vollzug der Grundrechte bald nachher der Zweiten
Kammer vorlegte , die Verhaftung von Verbrechern , die Abſchaffung
der Todesſtrafe und die Freiheit der Preſſe betreffend . Ihnen folgten
bald andere über die Aufhebung der Beſchränkung ſtaatsbürgerlicher

Rechte aus Rückſichten der Konfeſſion und über die Einführung von

Geſchworenengerichten .
Gegen dieſe Zugeſtändniſſe , welche man der immer größeren

Umfang gewinnenden politiſchen Bewegung machte , hätte das vom
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8. Januar 1849 datierte , und wider die Abſicht ſeiner Urheber
bekannt gewordene Zirkularſchreiben eines „ Proviſoriſchen
Landesausſchuſſes “ , an deſſen Spitze der Abgeordnete Brentano

ſtand , Bedenken erregen müſſen , da es unverhüllt die Organiſation
der die Republik anſtrebenden Revolution verkündigte . Aber man

konnte ſich , immer in der Furcht , einen Fußbreit vom Wege der

Geſetzlichkeit abzugehen , zu keinem energiſchen Einſchreiten gegen ſolche
doch ſicherlich jeder Geſetzestreue Hohn ſprechenden Ausſchreitungen
entſchließen . Bald wandte ſich die Agitation auch gegen die Zweite
Kammer , deren Auflöſung und Erſetzung durch eine konſtituie —
rende Verſammlung eine aus allen Landesteilen zuſammen —

ſtrömende Menge von Petitionen verlangte , über deren Entſtehung
und Unterzeichnung in Karlsruhe Nachrichten eingingen , welche ſie

zu allem anderen als zu impoſanten Kundgebungen des Volkswillens

ſtempelten .

Von ganz anderen Geſichtspunkten ausgehend hatte am

20 . Januar in der Erſten Kammer der Freiherr v. Andlaw eine

von ihm eingebrachte Motion auf die Berufung eines Verfaſſungs —
ausſchuſſes begründet . Er wollte eine Reform der Verfaſſung
„auf dem reellen Boden materieller Intereſſen — Grundeigentum ,
Gewerbe , Handel , Induſtrie —“ , fand jedoch nicht die Zuſtimmung
des Hauſes und erklärte daraufhin ſeinen Austritt aus der Erſten
Kammer .

In der Zweiten Kammer aber nahm der Abg. Baum die Ten —

denzen jener Petitionen auf , indem er eine Motion auf Vorlage
eines Wahlgeſetzes zur Berufung einer verfaſſunggebenden
Verſammlung ankündigte . In der Sitzung der Zweiten Kammer

vom 10 . Februar wurde über dieſe Motion und dabei zugleich über

die eingelaufenen Petitionen für und gegen die Kammerauflöſung
( denn auch ſolche, welche eine Auflöſung nicht wollten , waren in nicht
geringer Zahl eingeſandt worden ) verhandelt . Zu ſolchen Verhand —
lungen pflegte ſich auf der Galerie der Kammer ein bunt zuſammen⸗
geſetztes Publikum einzufinden . Ludwig Häuſſer in ſeinen „ Denk —

würdigkeiten zur Geſchichte der Badiſchen Revolution “ ſchildert die

Phyſiognomie der Galerie an ſolchen Tagen aufregender Debatten

folgendermaßen :
„ Die radikale Claque , beſtehend aus Handwerksburſchen , Ladendienern ,



verdorbenen Literaten , halbwüchſigen der Schule entlaufenen Buben und einigen
verkommenen Karlsruher Bürgern war dann zahlreich anweſend und führte

ihr Exereitium nach Frankfurter Vorſchriften pünktlich auf . “

Die heftigen , lärmenden Scenen führten zunächſt zu Mahn⸗

ungen , dann zu Drohungen des Präſidenten , die Galerie räumen

zu laſſen , bei Wiederholung des Lärmens kam es zur Räumung
der Galerie , die aber auf Antrag radikaler Mitglieder wieder geöffnet ,
wenn der Lärm von Neuem begann , wieder geſchloſſen und nach einiger
Zeit abermals geöffnet wurde .

So verlief auch die Sitzung vom 10 . Februar , in welcher zu —

nächſt der von dem Abg. Häuſſer erſtattete Kommiſſionsbericht in

dem Antrag gipfelte , „ den Großherzog zu bitten , den Ständen noch
auf dieſem Landtag einen Geſetzentwurf vorlegen laſſen zu

wollen , wodurch die in den Grundrechten des deutſchen Volkes aus —

geſprochene Aufhebung der Standesvorrechte ihre An —

wendung auf unſere Verfaſſung erhalte , beziehungsweiſe die Wahl —
ordnung für die künftige Landesvertretung feſtgeſtellt werde “ .

Dieſem Antrag ſtellte im Namen der Oppoſition der Abg. Chriſt
den Gegenantrag gegenüber , „ den Großherzog zu bitten , die Kammern ,

nach Erledigung des Verwaltungsgeſetzes und des Budgets , ſowie
nach Annahme eines Wahlgeſetzes für eine verfaſſunggebende
Verſammlung aufzulöſen “. Die Führer der Oppoſition , in erſter
Reihe Brentano , zeigten aber durch ihr Eingreifen in die Debatten ,

daß es ihnen um ganz andere Dinge zu thun ſei als um das , was

Chriſt beantragte , und Brentano ſelbſt — wie er hinterher erklärte ,

nicht im Namen der Partei in der Kammer , ſondern der Partei im

Volke , zu der er ſich zähle — verſchärfte die Debatte durch die ge —

häſſigſten perſönlichen Angriffe auf den Miniſter des Innern , Staats⸗

rat Bekk . Dieſer wies ſie mit großer Schärfe zurück , und ſeine
Kollegen v. Duſch und Nebenius vereitelten , indem ſie ſich mit Bekk

ſolidariſch erklärten , den Verſuch , ihn zu iſolieren . Lebhaft und

wirkſam griff in die Debatte der Karlsruher Abg. Lamey ein , in⸗

dem er ſie auf den wahren , durch andere Redner abſichtlich ver —

dunkelten oder veränderten Sinn des Kommiſſionsantrags zurückführte
und mit dem Abg. Buhl , welcher durch Einſchaltung der Worte ,

„ in kürzeſter Friſt “ ſtatt „noch auf dieſem Landtage “ dem Ent —

ſchluß , in keine Verſchleppung der Angelegenheit zu willigen , Aus —



druck gab , in der Erklärung des Antrags dahin übereinſtimmte , daß
man durch dieſen ein Wahlgeſetz für die künftige Landesver —

tretung verlange , alſo nicht für eine Verſammlung , die nur zum

Zweck einer Verfaſſungsreviſion berufen werden ſolle .
Bei der Abſtimmung , vor der ſich Brentano und fünf ſeiner

Anhänger entfernten , erhielt der Antrag Chriſt nur 3 Stimmen ,

während auf den Kommiſſionsantrag 44 Stimmen , darunter 5 von

der äußerſten Linken , fielen .
Der Lärm auf der Galerie , der ſich wohl nach Schluß der

Sitzung auf die Straße vor dem Ständehauſe fortpflanzte , gab zu

dem Gerüchte Veranlaſſung , die von Frankfurt hier anweſenden

Kammermitglieder , darunter Baſſermann , hätten nach Hauſe begleitet
werden müſſen . Da das Gerücht auch in die „Oberrheiniſche

Zeitung “ überging , hielt es der Kommandeur der Gendarmerie ,

Oberſt v. Renz , für geboten , öffentlich zu erklären , daß dieſe Abge—
ordneten „ſolche Vorſichtsmaßregeln weder verlangt , noch viel weniger

gebraucht haben “.
Die Niederlage der radikalen Partei in der Kammer war eine

vollſtändige . Aber deren Wirkung nach außen wurde vereitelt durch
den Terrorismus der unter Leitung des „Landesausſchuſſes “ ſtehenden
revolutionären Vereine und der unter dem Schutze der Preßfreiheit

allenthalben im Lande aufgetauchten kleinen Blätter , welche gleich

ſtark waren in zügelloſen Angriffen gegen jede Autorität , wie im

Verſchweigen der ihnen unbequemen Thatſachen und Vorgänge . Ein

neues Manöver , welches man nunmehr gegen die Zweite Kammer

unternahm , war der Austritt einer Anzahl radikaler Abgeordneten ,

unzweifelhaft in der Abſicht , die Kammer beſchlußunfähig zu machen.

Dieſes Ziel wurde nicht erreicht , wohl aber machte das Wahlgeſetz ,

welches eine Beteiligung von drei Vierteln der Wahlmänner an der

Wahl vorſchrieb , es möglich , das Zuſtandekommen von Neuwahlen

zu verhindern , wenn der „Landesausſchuß “ ſeinen Parteigängern

dieſe Beteiligung verbot . 5

Daß zu gleicher Zeit auch die Geſtaltung der deutſchen

Verhältniſſe immer verwirrter und unerquicklicher wurde , erhöhte
die Schwierigkeiten der konſtitutionell - monarchiſch Geſinnten und er —

leichterte jenen , die auf die Revolution hinarbeiteten , ihre verhängnis —
volle Thätigkeit .



Es gehörte jedenfalls eine ſelbſtloſe Hingabe der Landtags⸗
abgeordneten an den parlamentariſchen Beruf dazu , bei dieſer Lage
der Dinge und den ganz unklaren Ausſichten in die Zukunft das

Budget mit der ganzen Ruhe und Sachlichkeit wie in normalen

Zeiten durchzuberaten .
Diejenigen , welche dieſe geordnete Thätigkeit anerkannten , zu

der die Mitglieder der Regierung ſich mit der Mehrheit der Ab —

geordneten der Zweiten Kammer und mit der Erſten Kammer des

Landtages verbanden , beſaßen ſeit Mitte Januar 1849 neben der

„Karlsruher Zeitung “ noch ein neu gegründetes „ und unter Mit —

wirkung badiſcher Abgeordneten herausgegebenes “ Preßorgan , die im

Verlage von Malſch und Vogel erſcheinenden „ Vaterländiſchen
Blätter für Baden “ . Es war recht eigentlich das Organ der

Altliberalen , die in den Zeiten , da das badiſche Verfaſſungsleben
durch Schranken aller Art verkümmert war , eifrig für den Sieg echt
konſtitutioneller Grundſätze gekämpft hatten . Jetzt bekämpften ſie die

„böſe unfruchtbare Ausſaat des Mißtrauens , welche unter demNamen

der Freiheit ausgeſtreut wurde “ , und traten , wie früher dem „ Autori —

tätsglauben der Regierungsmänner “ , nunmehr dem „Autoritätsglauben
der Parteimänner “ entgegen . Das geſchah nicht immer mit ſanften
Worten , oft mit der Schärfe , in welcher ernſte Entrüſtung ihren
Ausdruck findet ; häufig glaubt man die Feder Ludwig Häuſſers zu

erkennen , der ſich damals die parlamentariſchen Sporen gewann .

Der leidenſchaftliche Gegner dieſer Blätter war „ Der Ver —

kündiger für Karlsruhe und Umgegend “ , der unter Ver⸗

antwortlichkeit von Scholer und Gerbracht , (ſeit 27 . Januar nur

von Scholer ) Lyceumſtraße Nr . 2 redigiert und gedruckt wurde . In

dieſem Organ der Preſſe wurde die der Revolutionierung des Landes

widerſtrebende Regierung und Kammerpartei ſchonungslos und in

einem Tone angegriffen , der an Zügelloſigkeit kaum noch zu über⸗

treffen war .

Vom 1. Mai an erſchien noch ein neues Blatt , „herausgegeben
von Freunden des Volkes und unter Verantwortlichkeit der C. Mack —

lot ' ſchen Hofbuchdruckerei “, unter dem Namen „ Die Biene “ , welches
ſich die Aufgabe ſtellte , in gemeinverſtändlicher Weiſe , in anſtändiger
Form und maßvoll die Tagesfragen zu erörtern .

Wie der „Verkündiger “ der geſchworne Feind der „ Vaterlän —
15
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diſchen Blätter “ war , ſo trat der von ihm auf den Schild erhobene ,
am 21 . Januar gegründete „ Deutſche Verein “ dem Karlsruher
„Vaterländiſchen Vereine “ feindlich entgegen , namentlich auch in den

die ſtädtiſchen Angelegenheiten betreffenden Fragen . Aber ſeine Wirk —

ſamkeit erſtreckte ſich doch nur auf die Veranſtaltung einiger Ver —

ſammlungen , in welchen , von dem vollen Gefühl der Unverantwortlich —
keit getragen , hochtönende Phraſen erklangen . Der Kern der Bürger —

ſchaft blieb dieſer neuen Gründung fern . Auch die Organiſation
eines Arbeitervereines , welche der „Verkündiger “ zu Anfang
des Februar mit der Parole , „daß die Zukunft der Menſchheit der

Sozialismus ſei “ empfahl , kam nur bis zum Stadium der Einladung

zu einer Arbeiterverſammlung in der Maier ' ſchen Bierbrauerei . In

Mühlburg , wie in anderen kleinen Orten der Umgegend von Karls —

ruhe , bildeten ſich ebenfalls „Deutſche Vereine “ auf Grundlage der

Volksſouveränität .
Auf dem Gebiete der gemeinnützigen Thätigkeit traten die beiden

Vereine während einiger Zeit in eine Art von Wettbewerb . Der Vater —

ländiſche Verein erließ im Februar 1849 einen Aufruf zur Unter —

ſtützung notleidender unbemittelter Gewerbsleute durch Arbeit .

Er wollte , daß wohlhabende Mitbürger „auf die kurze Zeit , ſo Gott

will , vorübergehender Bedrängnis “ arbeitsloſen Gewerbsleuten durch
ſeine Vermittlung Arbeit und Verdienſt zuwenden möchten . Zu dieſem
Zwecke teilte er — wie ſchon früher beabſichtigt war — die Stadt

in 61 kleine Bezirke , mit je einem Bezirkspfleger , um von Haus zu

Haus eine Kollekte zu erheben , deren Ertrag ein Guthaben auf den

Empfang gefertigter Gegenſtände oder auch Lieferung zu beſtellender
Arbeit begründen ſollte . Beſtellungen nahm der leitende Ausſchuß :
Baumeiſter Küenzle , Bijouteriefabrikant Rupp , Partikulier Ph . Lang ,
Küblermeiſter Fahrer , Buchdruckereibeſitzer Vogel , Bürgermeiſter

Helmle und Schreinermeiſter Ad . Wagner entgegen . Für Ausſtellung
fertiger Arbeiten zur beliebigen Auswahl der Pränumeranten ſowohl
als des übrigen Publikums wurde die Eröffnung eines Lokales in

Ausſicht genommen . Ein ſolches wurde bald nachher unter dem

Namen „Gewerbshalle “ in dem ehemals Dannbacher ' ſchen Laden ,

Langeſtraße Nr . 131 , eingerichtet , wo der Verkauf Montag von

10 —12 und Donnerstag von 3 —5 , ſpäter Montag , Mittwoch und

Freitag von 10 —12 und 3 — 5 Uhr ſtattfand . Das Ehrenamt der
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Bezirkspfleger übernahmen Männer aus allen Ständen der Re —

ſidenzſtadt .
Gegen dieſen Aufruf wandte ſich der Deutſche Verein , welcher

in der vorgeſchlagenen Veranſtaltung einer Hauskollekte die Verſetzung
des ehrenwerten Standes der Handwerker in die Reihe der Almoſen —
bedürftigen und in der ganzen Veranſtaltung des Vaterländiſchen
Vereines den Verſuch erblicken wollte , „die Bürger zum Verleugnen

ihrer politiſchen Meinung und zu einer ſervilen Denkungsweiſe zu

verleiten “ . Er machte als Mittel zur Hebung der Gewerbsthätigkeit
die Gründung einer Leihkaſſe für Handwerker und die Errichtung
einer Gewerbslaube namhaft , beides Einrichtungen , die — unter

Vorausſetzung des Vorhandenſeins der erforderlichen Mittel — der

Vaterländiſche Verein und der Gemeinderat längſt ins Auge gefaßt
hatten . Zunächſt aber ſchlug er , „ um das gegenſeitig hier herrſchende
Mißverhältnis der gewerbtreibenden Klaſſen zur übrigen Einwohner —
ſchaft auszugleichen und auf das richtige Verhältnis zurückzuführen ,
ſowie der immer mehr überhandnehmenden Geſchäftsloſigkeit zu

ſteuern “, den Ankauf ſämtlicher in der nächſten Umgebung von

Karlsruhe liegenden Domänengüter durch die Gemeinde und deren

Einteilung in Parzellen vor , um dadurch manchen Gewerbsmann zu

veranlaſſen , Okonomie zu treiben und die Stadt in Zeiten der Not

hinſichtlich des Bezuges der nötigſten Lebensbedürfniſſe wenigſtens
einigermaßen der Abhängigkeit von den naheliegenden Ortſchaften zu

entziehen .
Die Urheber dieſes Vorſchlags vergaßen ſowohl feſtzuſtellen , ob

die Regierung zu ſolchen Verkäufen geneigt ſei, als auch die Quellen

anzugeben , aus denen die Gemeinde die Mittel zu dieſem Ankauf
ſchöpfen ſollte , beſonders in der Zeit herrſchender Geldklemme , in

welcher der Staat ſich zur Ausgabe von Papiergeld im Betrage von

2 Millionen Gulden , davon die Hälfte in Stücken zu 2 Gulden ,

entſchloß (Geſetz vom 3. März 1849 ) . Anläßlich einer Entgegnung
auf dieſen Vorſchlag , die ein Mitglied des Vaterländiſchen Vereines

im Tagblatte veröffentlichte , erſieht man übrigens , daß ſchon früher
ein Mitglied des Gemeinderates ein ähnliches Projekt ausgearbeitet

hatte .
Die Vorſchläge des Vaterländiſchen Vereines veranlaßten die

Ausſprache „eines frommen Wunſches vieler hieſigen Gewerbsleute “,
15
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nämlich nach thunlicher Barzahlung oder wenigſtens vierteljährlicher

Abrechnung der Staatsbeamten und Kapitaliſten . Daß an dem

Kaufen und Beſtellen auf Kredit auch die Verkäufer einen erheblichen
Teil der Schuld tragen , wurde dabei nicht verſchwiegen , zur Ab —

ſtellung dieſes Mißſtandes ſogar eine Beſprechung und Einigung

ſämtlicher Bürger zu gemeinſamem Handeln angeregt . Großen Er —

folg dürften dieſe Auregungen aber kaum gehabt haben .
Ein anderes gemeinnütziges Unternehmen , welches der Vater —

ländiſche Verein zur Erörterung ſtellte , war die Gründung eines

Invalidenvereines Karlsruher Taglöhner . Es dürfte aber kaum

weiter als zur Beratung von Statuten (in der Sitzung des Vereins

vom 8. März ) gediehen ſein.
Den politiſchen Beſtrebungen des Deutſchen Vereines , welche

man mit jenen des Volksvereines ſo ziemlich auf die gleiche Stufe

ſtellte , gegenüber hielt der Vaterländiſche Verein feſt an ſeinem Pro —

gramm , der Staatsverwaltung unterſtützend zur Seite zu ſtehen , ſo

lange ſie auf dem Boden der geſfetzlichen Freiheit die erteilten Zu —

ſagen vollſtändig und möglichſt ſchnell zu verwirklichen ſtrebe , und

erließ am 7. März eine hierauf bezügliche Erklärung . Und am

10 . März richtete er eine Adreſſe an die Nationalverſammlung , in

welcher er ſeinem unbedingten Feſthalten an den Grundrechten des

deutſchen Volkes jedem Angriffe gegenüber feierlichen Ausdruck gab
und ſich der Erklärung des Großherzogs in der Reichs - Oberhaupt⸗

frage nochmals in der entſchiedenſten Weiſe und von Herzen an —

ſchloß .
In dieſe ohnehin ſo erregte Zeit fiel nun am 28 . März die

Nachricht , daß — nachdem am Tage vorher die Nationalverſammlung
in Frankfurt die Erblichkeit der Würde des Reichsober —

hauptes , des „Kaiſers der Deutſchen “, in einem der regierenden

deutſchenFürſtenhäuſer beſchloſſen hatte — Friedrich Wilhelm IV .

König von Preußen von ihr zum Kaiſer erwählt worden ſei—
290 Stimmen hatten ſich auf ihn vereinigt , 245 Mitglieder hatten

ſich der Abſtimmung enthalten . Der Vertreter Karlsruhes in der

Nationalverſammlung , der Abg. Zittel , hatte für die Wahl des

Königs von Preußen zum Kaiſer geſtimmt .
Die Nachricht wurde durch eine Extrabeilage zum Tagblatt

Nr . 87 vom 29 . März 1849 in Karlsruhe verbreitet und fand in
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der badiſchen Haupt - und Reſidenzſtadt freudige Aufnahme . Auch
unter den Demokraten waren viele , die ſich dem mächtigen Eindrucke

dieſer Kunde nicht entzogen . Nur eine verhältnismäßig kleine Zahl
von Einwohnern Karlsruhes verhielt ſich ihr gegenüber gleichgiltig
oder ablehnend .

Das Intereſſe der Anhänger der revolutionären Partei war zu —

dem vollſtändig in Anſpruch genommen durch den Prozeß gegen

Guſtav Struve und Karl Blind , die nach zehntägiger Ge —

richtsverhandlung am 30 . März vor dem Schwurgericht in Freiburg ,
dem erſten , das in Baden in Thätigkeit trat , wegen „verſuchten

Hochverrats “ zu einer Zuchthausſtrafe von 8 Jahren , oder dem ent —

ſprechend zu 5 Jahren 4 Monaten Einzelhaft und zur Tragung der

Prozeßkoſten verurteilt wurden . Ein Urteil , das nur dadurch mög —

lich war , daß , wie Häuſſer ſagt , „die Geſchworenen zwiſchen ihrem
Gewiſſen und dem Parteiterrorismus eine Kapitulation verſucht “
hatten .

Noch einige Wochen früher wäre dieſes Urteil , das recht eigentlich
die Vorſtellungen von Recht in der Bevölkerung vollends erſchütterte ,

zum Gegenſtand einer leidenſchaftlichen Kontroverſe zwiſchen den Ver —

tretern der ſtaatlichen Ordnung und den Anhängern des Umſturzes
gemacht worden . Jetzt aber waren jene von der Bedeutung des Augen —
blicks für die Zukunft Deutſchlands in ſolchem Maße durchdrungen , daß
ihnen das Schickſal Struve ' s und ſeiner Genoſſen , dieſer großen Ent —

ſcheidung gegenüber , kaum in die Wagſchale zu fallen ſchien. Und ſicher
ſchmerzte die Ablehnung der Kaiſerkrone durch den König
von Preußen jene Patrioten , die durch deren Annahme den Traum

ihrer Jugendjahre erfüllt zu ſehen geglaubt hätten , tiefer als der

Urteilsſpruch der Freiburger Geſchworenen . Die Geſichtspunkte ,
welche bei der Ablehnung der Kaiſerkrone maßgebend waren , wurden

in jenen Tagen einer zwiſchen optimiſtiſchen und peſſimiſtiſchen Stim⸗

mungen hin und her ſchwankenden Erregung doch wohl nur von

wenigen ſcharfdenkenden Politikern objektiv erwogen . Die Mehrzahl
derer , welchen die Einigung Deutſchlands und die Erhaltung der

Monarchie am Herzen lag , empfand nur das Gefühl einer bitteren

Enttäuſchung . Manche zwar klammerten ſich an den Wortlaut der

Erklärung an , welche der König von Preußen der Abordnung des

Parlaments gegeben , nach welcher er die Annahme der Kaiſerkrone
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von dem Ausfall einer gemeinſamen Beratung und Prüfung der

Regierungen abhängig machte. Andere hingegen glaubten , daß es

nur eines ſtarken Druckes ſeitens des Volkes bedürfe , um die

Regierungen ohne Weiteres zur Anerkennung der Verfaſſung vom

28 . März und der Wahl des Königs von Preußen zum Kaiſer zu

vermögen .

In dieſem Sinne ſprachen ſich die Vertreter ſämtlicher ( 30)

Vaterländiſchen Vereine Badens aus , die am 9. April in

Karlsruhe im großen Rathausſaale zu einer Beratung zuſammen —

traten , welcher auch Mitglieder gleichgeſinnter Vereine aus Heſſen
und Württemberg beiwohnten . Es wurde eine Anſprache an die

deutſchen Bruderſtämme , eine Adreſſe an die Nationalverſammlung
mit der Aufforderung , an der Verfaſſung feſtzuhalten , und eine

Adreſſe an den Großherzog beſchloſſen , in welcher die Bitte ausge —

ſprochen war , er möge ſeinen Beitritt zu dem neuen deutſchen Bundes —

ſtaate auf den Grund der von der Nationalverſammlung beſchloſſenen

Verfaſſung hin ausſprechen und auf die Zumutung , das deutſche

Verfaſſungswerk durch diplomatiſche Verhandlungen oder Kongreſſe

zu entſcheiden , nicht eingehen .
Der Großherzog und ſeine Regierung zögerten auch keinen

Augenblick , die Reichsverfaſſung und die Wahl des Ober —

hauptes anzuerkennen . Der Großherzog ſprach , indem er dieſe

Erklärung durch ſeinen Bevollmächtigten abgeben ließ , die Hoffnung

auf eine baldige Vereinbarung hinſichtlich der vorbehaltenen hoch—

wichtigen Verhältniſſe mit Oſterreich und das Vertrauen auf Ver⸗

beſſerungen der Verfaſſung durch eine nachfolgende Reviſion aus und

ſtellte , unter Vorbehalt der Zuſtimmung ſeiner Stände , weitere

Schritte und Erklärungen in Ausſicht , wenn wider Verhoffen außer

Oſterreich noch hinſichtlich anderer deutſcher Staaten ein Anſchluß

durchaus nicht zu erwirken wäre und ſomit die Beſchlüſſe der

Nationalverſammlung als ſolche nicht zum Vollzuge kämen .

Dieſe Erklärung und insbeſondere ihr Schlußſatz war der Gegen —

ſtand einer Interpellation des Karlsruher Abgeordneten Lamey in

der Sitzung der Zweiten Kammer vom 27 . April , worauf Staatsrat

v. Stengel die beſtimmte Erklärung abgab , daß der Vorbehalt des

Schlußſatzes einzig und allein für den Fall berechnet ſei , daß über —

haupt nichts zu Stande komme , eine Erklärung , mit der ſich auf
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Grund eines von dem Abg. Häuſſer erſtatteten Berichtes die Zweite
Kammer in ihrer Sitzung vom 28 . April einverſtanden und befriedigt
erklärte .

Gegenüber der Mißſtimmung , welche die Haltung des Königs von

Preußen in den patriotiſchen Kreiſen erweckt hatte , fühlten dieſe ſich

geſtärkt und erhoben durch die Nachricht von dem Siege der

Deutſchen bei Eckernförde , von der Erſtürmung der Düppler

Schanzen und von der Niederlage der Dänen bei Kolding . Mit

beſonderer Teilnahme hatte man in Karlsruhe vernommen , daß an

dem Gefechte bei Ulderuf am 6. April das badiſche Bataillon

v. Porbeck rühmlichen Anteil genommen und einen Verluſt von

2 Toten und 36 Verwundeten erlitten hatte . Da wurden auch
wieder Beiträge für die deutſche Flotte , deren Zahlung in ' s Stocken

geraten war , flüſſig und das Komitee des Eliſabethenvereines rief

ſeine Mitglieder auf , für die vielen Verwundeten in Schleswig - Hol —
ſtein möglichſt ſchnell Charpie und Verbandſtücke zu bereiten . Am

23 . April ging die erſte Sendung durch die großherzogliche Feldpoſt

nach dem Kriegsſchauplatze ab .

Am 7. Januar 1849 hatte die Karlsruher Bürgerwehr

ihrem Kommandanten , Oberſt Gerber zu ſeinem 60 . Geburtstag
eine einfache , aber herzliche Feier veranſtaltet . Vom Lokale des

Bürgervereines aus zog ſie , beide Muſiken voran , vor ſein Haus
und eine Abordnung der Wehrmänner überreichte ihm eine Gedächtnis —
tafel , auf welcher die Stammliſte der Karlsruher Bürgerwehr —

wie ein Inſerat im Tagblatt ſagt — „in wahrhaft poetiſcher Be —

geiſterung behandelt und dargeſtellt “ war . Das Tableau wurde vom

1 . —3 . März im großen Rathausſaale , am 4. März im Kunſtverein

zur Anſicht ausgeſtellt .
Eine ernſte Angelegenheit , welche die Bürgerwehr in den nächſten

Monaten beſchäftigte , war die Beſchaffung neuer Gewehre . Durch
die Aushebung einer größeren Zahl neuer Mannſchaften , welche
nötig wurde , um das badiſche Kontingent auf die von der National —

verſammlung vorgeſchriebene Höhe von 2 Prozent der Bevölkerung
zu bringen , ſah ſich das Militärärar genötigt , die der Bürgerwehr
dargeliehenen Gewehre zurückzuziehen . Auf den Antrag des Gemeinde —
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rats , daß die Gemeinde die Garantie für die notwendige Anſchaffung
von Gewehren für die Bürgerwehr , ſo lange bis die Teilzahlungen
der Wehrmänner und die Beiträge in die Korpskaſſe die desfallſige
Schuld getilgt haben , übernehmen ſolle hatte ſich am 9. Februar 1849

der große Ausſchuß mit dieſer Frage zu beſchäftigen . Die Beratung ,
welche — wie es in dem Protokollbuch heißt — „ zwar ſehr lebhaft ,
aber ganz innerhalb parlamentariſcher Schranken ſich entwickelte, “

führte , nach Verleſung eines die Anweſenden informierenden Vor —

trags , nur zu einem von Kaufmann Lanzano geſtellten , aber wieder

zurückgenommenen Gegenantrag , nämlich : ſeitens der Gemeinde keine

Garantie zu übernehmen . Als Advokat Dürr wiederholt das Wort

gegen den Antrag des Gemeinderats ergriff , erhob ſich von vielen

Seiten der Ruf nach Abſtimmung . Die Frage des Vorſitzenden , ob

die Diskuſſion geſchloſſen und der Antrag des Gemeinderats zur

Abſtimmung gebracht werden ſolle , wurde hierauf mit 131 gegen
4 Stimmen bejaht und der Antrag ſelbſt mit 123 gegen 12 Stimmen

angenommen .

In den demokratiſchen Blättern wurde die ſchon vor der Aus —

ſchußſitzung gegen den Antrag erhobene Oppoſition auch nach der

Entſcheidung fortgeführt . Die ſchon im Mai 1848 von der Re⸗

gierung in Lüttich beſtellten Gewehre wurden nun durch eine ſtädtiſche
Kommiſſion geprüft und in Empfang genommen und der Umtauſch
der neuen gegen die alten Gewehre fand kompagnienweiſe vom 17 . bis

21 . April ſtatt . Eine vom „Verkündiger “ erhobene Anſchuldigung ,
daß die Bajonette 2 Zoll länger ſeien als die Säbelſcheiden , wurde

von einem Mitglied der Kommiſſion , Gürtler Raupp , mit verdientem

Hohn — wegen Verwechslung von Bajonett - und Säbelſcheiden —

im Tagblatt ſcharf zurückgewieſen .
Noch vor der Umtauſch der Gewehre ſtattfand hatte durch

Tagesbefehl vom 9. April Oberſt Gerber , der nach längerer Krank —

heit , während welcher Major von Boeckh ihn vertrat , am 27 . März
das Heerſchar⸗Kommando wieder übernommen hatte , auf den 12 . April
das Ausrücken der geſamten Bürgerwehr zu einer Reviſion befohlen .
Nachdem die Bürgerwehr vom Marktplatz auf den großen Exerzier⸗
platz marſchiert war und dort ein Viereck gebildet hatte , hielt Oberſt
Gerber eine längere Anſprache an die Wehrmänner , in welcher er

ihnen ſeinen Dank für das ihm geſchenkte Vertrauen ausſprach , um
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deſſen Fortdauer bat , ſie zum Feſthalten an der Freiheit , aber auch
an Geſetz und Ordnung mahnte und die Notwendigkeit weiterer

taktiſcher Ausbildung betonte . Er verſprach , die Tage des Ausrückens

ſo ſparſam und ſo ſchonend wie möglich anzuordnen , wogegen er

hoffte , daß die Wehrmänner die beſtimmten Exerziertage nicht ohne
triftige Gründe verſäumen werden .

Am 30 . April wurde wieder ein Ausrücken für den 3. Mai —

die Mannſchaft in Kappen , ohne Epauletts — befohlen . Und am

1. Mai wurde — auf Grund von Anzeigen über häufige Über —

tretungen der forſtpolizeilichen Beſtimmungen , die im vorigen Jahre
ſtattgefunden hatten — die Mannſchaft zur Schonung der Kultur⸗

anlagen gemahnt und vor ordnungswidrigem Schießen im Hardt —
walde gewarnt .

Als ob alle die ernſten Mahnungen unbeachtet blieben , welche
die Vorgänge auf politiſchem und ſozialen Gebiete in nicht mißzu⸗—
verſtehender Deutlichkeit an die Zeitgenoſſen richteten , trug man ſich
im Februar 1849 in den Kreiſen der ſüddeutſchen Induſtriellen mit

dem Plane einer großen Gewerbeausſtellung . Wenn dieſe
gelingen ſollte , mußte die erſte und wichtigſte Vorausſetzung doch
wohl eine Ruhe und Stätigkeit in allen Verhältniſſen des bürger⸗
lichen Lebens ſein , für welche leider alle Vorbedingungen fehlten .
Dieſer großen Ausſtellung , für welche Darmſtadt in Ausſicht ge —

nommen wurde , ſollten in einer Anzahl ſüddeutſcher Staaten gleich —
zeitig örtliche Gewerbeausſtellungen vorausgehen , wobei ſchließlich
alle Ausſtellungsgegenſtände zur Verloſung beſtimmt waren . Der

Urheber dieſes Planes , Kanzliſt Speyer in Darmſtadt , kam um die

Mitte Februar , um ſein Unternehmen zu fördern , auch nach Karls —

ruhe und fand hier vielfache Zuſtimmung , insbeſondere beim Gewerbe —

verein einſtimmige Unterſtützung .
Fabrikant Kammerer trat der Zentralſtelle des Vereins ſüd —

deutſcher Gewerbehallen , welche in Darmſtadt ihren Sitz hatte , bei

und unterzeichnete den Aufruf , der anfangs April „ Jeden , der ein

Herz hat für das Gedeihen der Gewerbe “ , einlud , ſich der Sache
kräftigſt anzunehmen . Und nach Zurückkunft ſeiner nach Darmſtadt
entſandten Abgeordneten , ſetzte der Vorſtand des Karlsruher Gewerbe —



vereines in einer Anzeige , die am 10 . April im Tagblatt erſchien ,
die Eröffnung der Karlsruher Induſtrieausſtellung auf Mitte Mai

feſt. Um dieſe Zeit hatte man dann freilich in Karlsruhe andere

Sorgen .

Der Karneval von 1849 fand keine ſo große Teilnahme wie

in anderen Jahren . Manche waren doch der Meinung , die Zeit ſei
zu ernſt zu Narrenspoſſen . Andere dagegen gingen von der Anſicht
aus , gerade in ernſter Zeit bedürfe das niedergedrückte Gemüt einer

Aufheiterung , um wenigſtens für einige Stunden die äußeren läh —
menden Eindrücke zu vergeſſen . Aber man legte der Heiterkeit der

Faſtnachtszeit doch eine gewiſſe Zurückhaltung auf. Der „ Stadt —
und Landbote “ , dem dieſe Ausführungen entnommen ſind , teilt in

einem Rückblick auf dieſen Karneval denn auch mit , daß das „ Depar —
tement der närriſchen Angelegenheiten ſeine Thätigkeit auf die Sitzungen
im Lokal des Bürgervereins ſelbſt beſchränkte und klugerweiſe jede
öffentliche Darlegung vermied . “

Charakteriſtiſch iſt , wie ſich in den Programmen und Tages —
ordnungen der „ Narrenverſammlung zu Pfannenſtielhauſen “, die Auf —
faſſung der Zeitereigniſſe wiederſpiegelt. Am 4. Januar lädt „der

Fünfzehner - Ausſchuß “ ein :

Drum eilet und rennt

Ins Parlament ,

Daß wir den Verweſer uns wählen .

Und am 7. Januar , nachdem „der große Wurf gelungen , in der

erſten vorberatenden Sitzung der Narrenverweſer mit ungeheurer
Mehrheit und Übervollzähligkeit ernannt war “ , werden „alle ſchon

geborenen und noch nicht völlig geſtorbenen , zur direkten und indirekten

Wahl berechtigten , rechten und linken Narren Pfannenſtielhauſens zur

Wahl eines Miniſteriums “ eingeladen . „ Die Stunde ruft , Europa
und Beiertheim blickt auf Euch ! “ Am 13 . Januar wurden von der

erſten großen und allgemeinen Narrenverſammlung die „Närriſchen
Grundrechte “ proklamiert , und mit der Überſchrift „Deutſchlands
Sonne geht auf “ wurde am 20 . Januar das Erſcheinen der erſten
Nummer des „Pfannenſtielhauſer Narrenſpiegels “ angekündigt . Es

gibt auch ein „Närriſches Geſchworenengericht “ und die „ Narren —



2

Schnupftabaks⸗Lieferungs⸗Freihandels - Frage “ bildet einen Gegenſtand
der Verhandlungen in der Narrenverſammlung . In der Einladung

zur Narrenſitzung vom 15 . Februar heißt es mit ſehr deut⸗ —

licher Beziehung auf die oben erwähnten Vorgänge in der Kammer :

„ Claqueurs , Ziſcher und Schreier für unſere närriſche Galerie werden

je nach Umſtänden gut honoriert , doch muß ein jeder einen roten Shawl

tragen oder ſich wenigſtens durch ein Loch im Ermel kenntlich machen . Je

roter der Bart und je ſtruppiger der Haarwuchs , deſto entſchiedener die

Geſinnungstüchtigkeit . “

Und zum Faſtnachtdienſtag geben „der närriſche Reichsverweſer
und ſein Miſchtinerium in Anerkennung der vielen Geſchäfte , welche

die närriſchen Parlamentsmitglieder nicht erledigt haben , denſelben

eine brillante Soirée mit verſtärkter Erleuchtung und Muſik “ .

Wenn man neben dieſe Art von Ankündigungen der karneva —

liſtſchen Unterhaltungen noch die große Zahl von Anzeigen hält ,

welche das Tagblatt über Bälle und Tanzunterhaltungen , Kränzchen ,

Maskenbälle und Redouten für alle Kreiſe der Einwohnerſchaft zum

Abdruck bringt , als ob die normalſten und erfreulichſten Zuſtände

herrſchten und niemand ahnte , daß man auf einem Vulkan tanzte ,

fühlt man ſich wohl an den Ausſpruch des Mephiſtopheles in Auer⸗

bachs Keller erinnert :

Den Teufel ſpürt das Völkchen nie

Und wenn er ſie beim Kragen hätte .

Daneben darf aber die für den Wohlthätigkeitsſinn der

Karlsruher bezeichnende , angeſichts der knappen Geldverhältniſſe der

Zeit doppelt ehrenvolle Thatſache nicht unerwähnt bleiben , daß ein

vom Gemeinderat an die Einwohnerſchaft gerichteter Aufruf , den

durch eine Feuersbrunſt in der Nacht vom 20 . auf den 21 . Februar

ſchwer geſchädigten Bewohnern von Wolfach milde Gaben zuzuwenden ,
das ſchöne Ergebnis hatte , daß außer Kleidern , Weißzeug u. ſ. w.

die beträchtliche Summe von 1250 fl. 44½ kr . durch eine am

19 . März begonnene , von angeſehenen Bürgern vorgenommene Haus —
kollekte einging .

Ebenſo verdient es alle Anerkennung , daß die , nach dem Vor —

bilde der Nachbarländer , von Männern wie Trefurt , v. Reizenſtein ,

Malſch , Scholl , Knittel , v . Stengel u. a. angeregte Gründung eines
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badiſchen Vereines zur Unterſtützung der deutſchen Aus⸗

wanderer in Karlsruhe unter lebhafter Beteiligung und Zeichnung
namhafter Beiträge erfolgen konnte .

Als die eifrigſten Anhänger der von der Regierung und von

der Kammer rückhaltlos Reichsverfaſſung erwies

ſich jetzt die konſtitutionelle Partei . In ihrem Eifer und in ihrer Ent⸗

rüſtung über die von dem Berliner Kabinet in Verbindung mit an⸗

deren deutſchen Regierungen ( unter denen ſich bekanntlich die badiſche
nicht befand ) unternommenen Verſuche , eine andere Löſung der Ver —

faſſungsfrage als ſie durch die Nationalverſammlung beſchloſſen
war , herbeizuführen , überſchritten die Konſtitutionellen wohl auch die

Grenzen einer Agitation wie ſie eigentlich in ihren Überlieferungen
begründet waren . ! In dem Wunſche , die Reichsverfaſſung in ganz

Deutſchland angenommen zu ſehen , entging ihrer Erwägung , daß ſie
durch die Faſſung von Beſchlüſſen , welche über das hinausgingen
was die geſetzlichen Organe der Staatsgewalt bereits feſtgeſtellt
hatten , ſelbſt in das revolutionäre Fahrwaſſer gerieten , in welchem
ſie die radikale Partei mit Unmut und Beſorgnis für die weitere

Geſtaltung der vaterländiſchen Verhältniſſe ſegeln ſahen . Sie trugen
in Baden die Agitation für die Reichsverfaſſung in die vaterländiſchen
Vereine und in die Bürgerwehren . Schon am 6. Mai finden wir

im Tagblatt die Einladung mehrerer Bürgerwehrmänner an ihre
Kameraden zu einer Verſammlung , die am gleichen Tage , Sonntag ,
nachmittags 5 Uhr , in das Promenadehaus berufen wurde , um

nach dem Beiſpiel der Bürgerwehren von Heſſen die erforderlichen
Schritte zu beſprechen , die zur Durchführung der von der National —

Verſammlung verkündeten Reichsverfaſſung einzuſchlagen wären .

Infolge der , in dieſer Verſammlung gepflogenen Beratungen ,
wurde noch am gleichen Tage an den Oberbürgermeiſter das Erſuchen
gerichtet , auf Montag den 7. Mai eine Verſammlung der Karlsruher
Bürgerwehr ohne Waffen zu berufen . Der Oberbürgermeiſter lud

am gleichen Tag die Wehrmänner zu einer „Beſprechung und Ver —

ſtändigung in dieſer hochwichtigen Angelegenheit “ auf den 7. Mai

nachmittags 2 Uhr in den großen Rathausſaal ein . In dieſer Ver⸗

ſammlung erhielten die am 6. Mai im Promenadehaus gefaßten
Anträge , welche ebenſo gut von irgend einer radikalen Volksverſamm⸗



lung hätten gefaßt werden können “) wenigſtens eine Form , wie ſie in

einem monarchiſchen Staate zuläſſig war . Unter Vorſitz des Ober —

bürgermeiſters Malſch wurden folgende Beſchlüſſe gefaßt :
In Erwägung , daß der badiſche Staat die Reichsverfaſſung als gültig

und rechtskräftig anerkannt hat ,
in Erwägung , daß auch die Karlsruher Bürgerwehr ſich für die Reichs —

verfaſſung mit allen ihr zu Gebot ſtehenden Mitteln einzuſtehen verpflichtet ,
in Erwägung , daß bei Durchführung der vom preußiſchen Kabinet und

den mit ihm verbündeten Regierungen beabſichtigten Maßregeln die ganze
politiſche Exiſtenz des badiſchen Landes gefährdet erſcheint ,

in Erwägung , daß jetzt ſchon der Augenblick gekommen iſt , wo die deut⸗

ſchen Staaten , welche die Reichsverfaſſung anerkannt haben , verpflichtet ſind ,

ihre Anerkennung durch die That zu bekräftigen ,
in Erwägung , daß unſer Nachbarland Rheinbaiern , deſſen Regierung

noch mit Anerkennung der Reichsverfaſſung zögert , ſich für dieſelbe einmütig

erhoben hat , beſchließt die Karlsruher Bürgerwehr :
A . Die Regierung auf das dringendſte zu erſuchen , daß ſie ſogleich nach

dem Erſcheinen der Reichsverfaſſung im Regierungsblatt die Ver⸗

eidigung auf dieſelbe gleich der auf die Landesverfaſſung vornehme .

2 . Die Karlsruher Bürgerwehr iſt bereit , die Reichsverfaſſung gegen
jeden verfaſſungsverletzenden Angriff zu vertheidigen .

3. Die Karlsruher Bürgerwehr fordert ſämtliche Bürgerwehren des

Landes auf , ſich in demſelben Sinne zu erklären , und ſich zum Ein⸗

ſtehen für die Reichsverfaſſung bereit zu halten .
A. Die Karlsruher Bürgerwehr fordert insbeſondere die badiſche Re —

gierung auf , bei der Zentralgewalt ſchleunigſt die nötigen Schritte

) 1. Die Karlsruher Bürgerwehr rückt an einem der nächſten Tage aus

zur feierlichen Anerkennnng und Huldigung der am 18 . März d. J . von der

deutſchen Nationalverſammlung verkündeten Reichsverfaſſung ſamt Wahlgeſetz .
2. Sie iſt bereit , die Reichsverfaſſung gegen jeden von widerſtrebenden

deutſchen Regierungen ausgehenden Angriff zu verteidigen .
4. Sie fordert insbeſondere die badiſche Regierung auf , die nötigen

Schritte zum Schutze des für die Reichsverfaſſung aufgeſtandenen Nachbar⸗
landes Rheinbaiern zu thun , namentlich

a. keinerlei Durchmärſche von Truppen ſolcher Staaten , die die Reichs⸗

verfaſſung nicht anerkannt haben , durch das badiſche Gebiet zu

geſtatten ,
b. das erſte Aufgebot der Bürgerwehr im ganzen Lande allſogleich nach

§ 52 des Bürgerwehrgeſetzes einzuberufen , einzuüben und ſelbſt zum
Ausrücken über die Grenzen des badiſchen Landes mobil zu machen .

Der 3. und 5. Antrag wurden am nächſten Tage ohne Anderung ihres
Wortlautes zum Beſchluß

erhoben .



— 238 —

zum Schutze des Nachbarlandes Rheinbaiern , welches ſich für die

Reichsverfaſſung ausgeſprochen , zu thun ; namentlich wolle die Zentral⸗

gewalt keinerlei Durchmärſche von Truppen ſolcher Staaten , die die

Reichsverfaſſung nicht anerkannt haben , nach Rheinbaiern geſtatten .

5. Die Karlsruher Bürgerwehr erläßt einen Aufruf an ihre Kameraden

in Württemberg und Heſſen , in derſelben Weiſe das Ihrige zum

Zweck der Aufrechterhaltung der Reichsverfaſſung und insbeſondere

zum Schutz Rheinbaierns einzuleiten .
6. Mit dem Vollzug dieſer Beſchlüſſe iſt der Gemeinderat und das

Heerſcharenkommando beauftragt .

Der Aufruf an die Bürgerwehren in Württemberg und Heſſen

ſchloß mit den Worten :

„ Die große deutſche Sache , die uns alle beſeelt , iſt noch nicht allenthalben

in unſerem Vaterlande durchgeführt , aber ſie wird ſiegen durch das einmütige

Zuſammenhalten der deutſchen Bürger .
Kameraden ! So laßt uns denn alle unter der ſchwarz⸗rot⸗goldenen

Fahne gegen jeden böſen Feind einſtehen ! Laßt uns einſtehen für die Auf⸗

rechthaltung der Reichsverfaſſung , für deutſche Einheit und Freiheit und laßt

uns insbeſondere unſere Brüder in Rheinbaiern nicht vergeſſen , die unter dem

ſelben Panier kämpfen wie wir . “

Bezeichnend für die Stimmung , welche damals alle Gemüter

beherrſchte , iſt der erregte Ton dieſes Aufrufs , der von einer gewiß

loyalen Körperſchaft ausging , welche wenige Tage ſpäter ihre ent⸗

ſchiedene Gegnerſchaft gegen die Revolution durch tapferes Einſetzen
von Leib und Leben glänzend bethätigte . Verglichen mit anderen

Kundgebungen dieſer Tage , iſt er immerhin durch ſeine Mäßigung

ausgezeichnet .

Die Beſchlüſſe der Verſammlung vom 7. Mai veröffentlichte

noch am gleichen Tage das Heerſchar - Kommando der Bürgerwehr

(gez. C. Gerber , Oberſt ) und der Gemeinderath von Karlsruhe (gez.

Malſch ) . Das Beiſpiel der Karlsruher Bürgerwehr und Bürger —

ſchaft fand ſelbſtverſtändlich auch in den anderen Städten des Groß —

herzogthums Nachahmung .
Wie ein Idyll gegenüber dieſem hochpolitiſchen Auftreten der

Bürgerwehr nimmt ſich die Anzeige im Tagblatt aus , in welcher der

Verwaltungsrat des Sängerkorps des 2. Banners auf den Abend

des gleichen 7. Mai zu einer Verſammlung behufs der Bildung eines

allgemeinen Bürgerwehr⸗Sängerkorps einlud .

Am 9. Mai wurde im Regierungsblatt die Reichsverfaſſung und



das Wahlgeſetz für das Volkshaus veröffentlicht , und ſchon am 10 .

ſtellte der Abgeordnete Häuſſer in der Zweiten Kammer eine Reihe von

Anträgen , welche ſich im weſentlichen mit den Beſchlüſſen der Bürger⸗
wehr deckten und nur noch das Erſuchen an die Regierung hinzu⸗
fügten , ſich auf keinen Fall an den von Preußen eingeleiteten Ver⸗

handlungen über eine Reviſion der Reichsverfaſſung zu beteiligen .
Dieſe Anträge fanden die Billigung des Regierungsvertreters , Staats⸗

rat Bekk , und die faſt einſtimmige Zuſtimmung der Kammer , ebenſo
wie der weitere Antrag des Abgeordneten Buhl , die Kammer ſelbſt
auf die Reichsverfaſſung zu vereidigen .

Während in ſolcher Weiſe die konſtitutionelle Partei alles auf —
bot , um den Ernſt ihres Eintretens für die Reichsverfaſſung dar⸗

zuthun , begann die radikale Partei immer weiter auf dem abſchüſ⸗
ſigen Boden der Revolutionierung des Landes vorwärts zu ſchreiten .
Schon am 4. Mai hatte der Proviſoriſche Landesausſchuß der

Volksvereine in Baden auf Samstag , den 12 . die Abhaltung des

allgemeinen Landeskongreſſes der Volksvereine und auf Sonntag , den

13 . Mai eine Volksverſammlung in Offenburg anberaumt und zu

deren Beſuch das geſamte Volk in allen Teilen Badens auf —
gefordert , um über die gegenwärtige Lage des Vaterlandes zu be —

raten . Am 6. Mai hatte der Landesausſchuß die badiſchen Bürger
aufgefordert , „außerbadiſchen “ Truppen , welchen etwa der Durchzug
durch Baden geſtattet werden ſollte , um die zum Schutz der Reich —
verfaſſung aufgeſtandenen Rheinpfälzer zu bekämpfen , keine Aufnahme
zu gewähren . Am gleichen Tage hatte er an die Soldaten des

badiſchen Landes den Aufruf erlaſſen , Hand in Hand mit dem Volke

der von den Fürſten geplanten Beſeitigung der Reichsverfaſſung
entgegenzutreten . Am 7. Mai hatte er an das badiſche Volk den

Aufruf erlaſſen , angeſichts der Pflicht , den pfälziſchen Nachbarn zu

Hilfe zu eilen , in jeder Gemeinde Wehrausſchüſſe und durch dieſe
Freikorps zu bilden . Und am 10 . Mai forderte der Proviſoriſche
Landesausſchuß die ſämtlichen Volksvereine auf , den Anordnungen
des in Mannheim gebildeten Proviſoriſchen Wehrausſchuſſes für
Baden nachzukommen .

An dem gleichen Tage erließ in dem „Verkündiger “ der „ Ver —

waltungsrat des Karlsruher Freikorps “ einen Aufruf an die Be⸗

wohner von Karlsruhe zur Beteiligung an dieſem Freikorps , deſſen



240 —

Gründung als mobile Kolonne der Bürgerwehr eine am 9. abgehaltene
Volksverſammlung beſchloſſen habe, ſum „ſowohl innerhalb als außer —
halb der Stadt Karlsruhe und unſeres engeren Vaterlandes Baden ,

im Verein mit gleichgeſinnten Scharen aus allen anderen Teilen

Badens und Deutſchlands , die deutſche Freiheit und Einheit , das

Recht und die Wohlfahrt der Bürger , die Sicherheit der Familien

und des Eigentums gegen jeden inneren und äußeren Feind zu ver —

theidigen “. Der Aufruf , welchen F. Dürr als Obmann , H. Goll

als Schriftführer , Lanzano als Kaſſier und die übrigen Mitglieder
des Verwaltungsrats : Kiſſele , Reininger , Markſtahler , Meyer , Weiß
und Wieſt unterzeichneten , lud die Einwohnerſchaft ein , „dieſe gute

Sache ſowohl durch perſönlichen Beitritt , als auch durch Zuſchüſſe
an Geld , Waffen und Munition zu unterſtützen “. Gleichzeitig machte
der Verwaltungsrat bekannt , daß er jeden Abend im „Geiſt “ Sitzung

halte , woſelbſt auch Einzeichnungen und Beiträge angenommen

werden . Ferner erging an alle Teilnehmer an dieſem Freikorps
die Aufforderung zu einer Verſammlung am 10 . Mai abends

7 Uhr auf den Turnplatz des allgemeinen Turnvereins nächſt der

Keßler ' ſchen Fabrik . Der Gemeinderat , an welchen am 9. Mai der

Verwaltungsrat des Freikorps in einer ſchriftlichen Eingabe das

Anſuchen geſtellt hatte , daß jener ſein Einverſtändnis mit dem Unter —

nehmen ausſprechen und ſeine Mitwirkung zuſichern ſolle , hatte er —

widert , daß er ſich nicht in der Lage ſehe, auf das Geſuch einzugehen ,

erließ im Tagblatt vom 12 . Mai eine Erklärung gegen dieſe

Gründung , eine Abmahnung an die Einwohner , ſich an dieſem Unter —

nehmen zu beteiligen und lud ſeinerſeits alle jungen Männer , welche

ſich „ an dem wahrſcheinlich unvermeidlichen Kampfe für die Reichs⸗

verfaſſung gegen die Feinde derſelben “ beteiligen wollen , ein , in die

Reihen der Karlsruher Bürgerwehr einzutreten , die ſich erſt vor

wenigen Tagen für die Aufrechterhaltung der Reichsverfaſſung er⸗

klärt habe.

Zunächſt erſchien in Karlsruhe der Sülinf B die Reichs⸗

verfaſſung nur in Form einer „ von einer bedeutenden Anzahl junger
Leute “ dem Legationsſekretär Freiherrn von Arnim gebrachten Katzen⸗

muſik. Dieſer führte ſeit der am 26 . Mai 1848 erfolgten Abberufung
des Geſandten von Radowitz die Geſchäfte der preußiſchen Geſandt⸗

ſchaft weiter . Als Urſache dieſes „muſikaliſchen Mißtrauens - Votums “
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bezeichnete der „Verkündiger “ das Benehmen des Grafen in der

Kammerſitzung vom 10 . Mai bei Beantwortung der oben erwähnten
Antragſtellung des Abgeordneten Häuſſer durch den Staatsrat Bekk .

Übrigens machte die Polizei dem Unfug , der ſich, bei der Ungewiß⸗
heit der Mitwirkenden über die Wohnung des Grafen , an fünf ver⸗

ſchiedenen Stellen vernehmlich gemacht hatte , als dieſe endlich das

richtige Haus fanden , ein raſches Ende , indem ſie dieſelben nach allen

Seiten auseinander trieb .

Am nächſten Tage , dem 11 . Mai , leiſteten die Abgeordneten
der Zweiten Kammer den Eid auf Beobachtung und Aufrechthaltung
der Reichsverfaſſung und ſetzten die Verhandlung über den Bericht
des Abg . Häuſſer in Betreff des vinder Regierung vorgelegten
Wahlgeſetzes fort , nachdem am 10 . Mai ein von den Abg. Weller ,
v. Itzſtein und Schey eingebrachter ntrag , auf Beratung dieſes
Geſetzes nicht einzugehen , ſondern die Regierung aufzufordern , ein

dem Einführungsgeſetze zu den Grundrechten entſprechendes Wahl⸗
geſetz zur Durchführung der dort vorgeſchriebenen Abänderungen der

Verfaſſung vorzulegen , und ein weicerer Antrag der Abg. Schey ,
v. Itzſtein und Buhl , den Geſetzentwurf zur Umänderung nach dem

Grundſatz des Einkammerſyſtems an die Kommiſſion zurückzuweiſen ,
abgelehnt worden war . Nach kurzer Beratung über die einzelnen
Artikel wurde das Wahlgeſetz , welches für die Wahlen zur zweiten
Kammer ein unbeſchränktes , allgemeines Stimmrecht einführte , mit

allen gegen 7 Stimmen angenommen .

In den Kreiſen der Volksvereine hatte ſich gegen die Beſtim⸗
mungen dieſes Wahlgeſetzes , ſobald dieſelben bekannt geworden waren ,
lauter Widerſpruch erhoben , insbeſondere war gefordert worden , daß
die künftige Landesvertretung aus einem einzigen Volkshauſe beſtehen
ſolle , wozu , ohne Rückſicht auf Stand oder Vermögen , alle Staats⸗

bürger von zurückgelegtem 21 . Jahre an und zwar in geheimer , jeder
Kontrole enthobenen Stimmgebung wahlfähig und wählbar ſeien.

Da anderſeits anzunehmen iſt , daß in der Erſten Kammer das

Wahlgeſetz nach den von der Zweiten Kammer gefaßten Beſchlüſſen
nicht unveränderte Annahme gefunden hätte , und zu einer abermaligen
Beratung an die Zweite Kammer zurückgekommen wäre , ſo würde

wohl nur unter Aufbietung des kräftigſten Hochdrucks die endgültige
Annahme des Geſetzes bis zum 19 . Mai möglich geworden ſein , für

16



welchen Tag der Großherzog den Schluß des Landtags beſchloſſen

hatte .
Zu ſolchen weiteren Beratungen ſollte es aber nicht kommen .

Denn ſchon in den letzten Stunden der Kammerſitzung am 11 . und

noch mehr während der kurzen Sitzung am 12 . Mai verbreitete ſich
die erſchütternde Nachricht von der Soldatenmeuterei in Raſtatt ,

welche auch den größten Optimiſten mit unverkennbarer Deutlichkeit
vor Augen ſtellte , daß die geſetzliche Ordnung auf das Schärfſte be⸗

droht ſei und daß man dem heranbrauſenden Sturme auch mit den

liberalſten Geſetzen nicht mehr Halt gebieten könne .

Nun fing man auch in den geſelligen Vereinen der Reſidenzſtadt

an , zu begreifen , daß keine Zeit zu feſtlichen Veranſtaltungen ſei .

Noch am 3. Mai hatten Schweizer Sänger aus dem Appenzell die

Mitglieder der Muſeumsgeſellſchaft durch ihre Liedervorträge entzückt.
Am 8. Mai hatte die Geſellſchaft „Eintracht “ die Sommerwirtſchaft

eröffnet und für den 15 . Mai ein Kränzchen angekündigt . Für den

gleichen Tag , den Namenstag der Großherzogin , hatte das Muſeum

ein Konzert vom Muſikkorps des Leibinfanterieregimentes und nach

deſſen Beendigung eine Tanzunterhaltung in Ausſicht genommen .

Am 13 . Mai ſollte ein Kränzchen der Leſegeſellſchaft und ein Konzert

des Cäcilienvereines ſtattfinden . Alle dieſe Veranſtaltungen wurden

jetzt abgeſagt .
Die ſchwerſten Tage , welche ſeit ihrem Beſtehen die Stadt

Karlsruhe zu erleben hatte , brachen nunmehr über ſie, ihre Bürger⸗

ſchaft und ihre Einwohner herein .

Mlilitärmenterei in Karlsruhe ) .
Am 13 . Mai , einem Sonntag , in früher Morgenſtunde , erſchien

eine Abordnung des am Tage vorher in Offenburg tagenden Kon⸗

4) Für dieſen und die folgenden Abſchnitte wurden neben der gedruckten

Litteratur und den Akten und Handſchriften des Großh . General⸗Landesarchivs

und des Städtiſchen Archivs insbeſondere zwei Aufzeichnungen des im Jahre
1881 verſtorbenen Bankiers Eduard Koelle , der in jener bewegten Zeit

Adjutant der Karlsruher Bürgerwehr war , benützt : „ Aus meinem Leben “ und

„ Drei Tage der Karlsruher Bürgerwehr während der Revolution 1849 “ .

Herr Kommerzienrat Robert Koelle hat in dankenswerter Weiſe und in rich⸗

tiger Erkenntnis des Wertes dieſer Erinnerungen eines angeſehenen Karls⸗

ruher Bürgers ſowohl der Großh . Archivdirektion als auch der Verwaltung
des Städtiſchen Archives geſtattet , von dieſen Aufzeichnungen ſeines Vaters

Abſchriften machen zu laſſen .
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